
Beschl.-Nr. 1 

STADT LANDSHUT 

Auszug 
aus der Sitzungs-Niederschrift 

des Umweltsenats vom 11 .10.2017 

Betreff: a) Interdisziplinäres Forschungsprojekt "Zentrum Stadtnatur und Klimaanpassung" 
der TU München; 
hier: Vorstellung der Ergebnisse des Teilprojekts "Klimaschutz und grüne 
Infrastruktur in der Stadt"; 
Vortrag Herr Prof. Dr. -lng . Pauleit und Frau Brasche M. A. , TU München 
- Beschluss Nr. 1 des Umweltsenates vom 21 .10.2014 

b) Stadt im Klimawandel - 1000 Bäume für Landshut; 
- Antrag der Frauen Stadträtinnen Hedwig Bergmann, Anja König und Elke März­
Granda sowie des Herrn Stadtrates Tilman von Kuepach vom 05.09.2017, Nr. 580 

Referent: Ltd . Rechtsdirektor Hohn 

Von den 10 Mitgliedern waren 10 anwesend. 

In öffentlicher Sitzung wurde auf Antrag des Referenten 

einstimmig 

mit 10 gegen 0 Stimmen beschlossen: 

1. Vom Vortrag des Herrn Professor Dr.-lng . Stephan Pauleit über die Ergebnisse des 
Projekts „Klimaschutz und grüne Infrastruktur in der Stadt" wird Kenntnis genommen. 

2. Dem Plenum wird empfohlen wie folgt zu beschließen: 
„Die gemeindliche Bauleitplanung wirkt weit in die Zukunft. Daher sind die im Leitfaden 
des 'Zentrum Stadtnatur und Klimawandel· erprobten, bebauungsspezifischen 
Grünstrukturen bei Deckblättern , der Fortschreibung des Flächennutzungs- und 
Landschaftsplanes sowie bei der Aufstellung von Bebauungsplänen, in sonstigen 
(geeigneten) städtischen Satzungen sowie bei städtischen Bauvorhaben umzusetzen." 

3. Der Umweltsenat empfiehlt dem Bausenat, als sofortige Prüfung der Praxistauglichkeit, 
im Vorfeld der Umsetzung des Realisierungswettbewerbes „Ehemaliges Bahngelände 
westlich des Landshuter Hauptbahnhofs" die „Klimatauglichkeit" des Entwurfes nach den 
dargestellten Kriterien zu überprüfen. 



4. Die Verwaltung wird beauftragt, in Bezug auf urbanes Grün vorrangig defizitäre 
Quartiere zu ermitteln und dem Umweltsenat Verbesserungsvorschläge vorzulegen, die 
Möglichkeit der Baumpatenschaft intensiv bei Firmen, Schulen und Kindergärten zu 
bewerben und diese auffordern , Baumstandorte für Neupflanzungen vorzuschlagen. 

Landshut, den 11 .10.2017 
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